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zu dem von der Bundesregierung vorgelegten Vorschlag einer 
Richtlinie des Rates zur Bekämpfung der Nelkenwickler 
— Drucksache 7/2076 — 

A. Problem 

Im internationalen Handel mit Pflanzen ist die Verhütung des 
Einschleppens von Schadorganismen ein besonderes Problem. 

Besonders fallen die Nelkenwickler ins Gewicht, die mit Schnitt- 
nelken verschleppt werden können. Der Schutz vor diesen 
Schadorganismen macht deren systematische Bekämpfung er- 
forderlich. Nelken mit geringfügigem Befall sollen jedoch im 
Winter in den Verkehr gebracht werden dürfen. 


B. Lösung 

Die Gemeinschaft erläßt Mindestvorschriften über die Bekämp- 
fung des Nelkenwicklers. Die Mitgliedstaaten können zusätz- 
liche und strengere Vorschriften erlassen. 

Einmütige Kenntnisnahme 
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Drucksache 7/2641 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Riede (Oeffingen) 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde von der 
Frau Präsidentin mit Schreiben vom 20. Mai 1974 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. 

Bei ihm geht es um folgendes: Die Nelkenerzeu- 
gung nimmt in der Landwirtschaft in der Gemein- 
schaft einen wichtigen Platz ein. Die Erzeugung ist 
jedoch ständig durch Schadorganismen bedroht. Am 
gefährlichsten ist hier der Mittelmeer- und der Süd- 
afrikanische Nelkenwickler. Wenn nicht wirksame 
Maßnahmen zur systematischen Bekämpfung dieser 
Schadorganismen und zur Verhütung ihrer Ausbrei- 
tung getroffen werden, ist der Nelkenanbau in allen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ständig gefährdet. 
Es müssen daher für die Gemeinschaft Mindestvor- 
schriften erlassen werden, damit der Nelkenwickler 
niedergehalten werden kann. Den Mitgliedstaaten 
müssen zusätzliche oder strengere Maßnahmen Vor- 
behalten bleiben. 


Der Ausschuß hat den Vorschlag in seiner Sitzung 
am 9. Oktober 1974 behandelt. Er erörterte dabei die 
Problematik des Kontrollsystems an den Grenzen, 
insbesondere im Hinblick darauf, daß bisher eine 
klare Definition des Begriffs „geringfügiger Befall", 
bei dem im Winter der grenzüberschreitende Nel- 
kenhandel zulässig sein soll, fehlt. Für die Bundes- 
republik Deutschland soll nach Meinung des Aus- 
schusses jedenfalls von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht werden, geringfügig befallene Pflanzen im 
Winter zur Einfuhr zuzulassen. Einmütig war der 
Ausschuß der Auffassung, daß vor allem die Be- 
kämpfung an Ort und Stelle in den Erzeugungs- 
gebieten verstärkt werden müsse. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt einmütig, den Kommissionsvor- 
schlag mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, 
daß die Bundesregierung ersucht wird, bei ihren 
Verhandlungen in Brüssel auf eine Klarstellung des 
Begriffs „geringfügig" in Artikel 3 Nr. 2 des Richt- 
linienvorschlags hinzuwirken. 


Bonn, den 11. Oktober 1974 


Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/2076 — zur Kenntnis zu 
nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

bei den Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß der Begriff 
„geringfügig" in Artikel 3 Nr. 2 des Richtlinienvorschlags näher erläutert 
wird. 


Bonn, den 11. Oktober 1974 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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